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Übungshausarbeit: „Ungestörtes Einkaufen“* 
 

Von Rechtsanwalt Norman Jäckel, Wiss. Mitarbeiter Berend Koll, Leipzig** 
 
 
Sachverhalt 

Der Hauptbahnhof der sächsischen kreisfreien Stadt L steht 
im Eigentum der Hauptbahnhof-Promenaden-L-AG (HPL-
AG). Die größten Aktionäre sind die Deutsche Bahn AG, 
eine 100 %-Tochter des Bundes, mit 40 % der Anteile und 
die Stadt L mit 20 % der Anteile. Die übrigen Aktien befin-
den sich in privatem Streubesitz. Die HPL-AG betreibt im 
Gebäude auch ein großes Einkaufszentrum, das von Reisen-
den wie Nichtreisenden gleichermaßen gern besucht wird. 
Das Sortiment reicht von Reisebedarf über Lebensmittel und 
Elektronikartikel bis hin zu exquisiter Mode. Daneben finden 
sich zahlreiche Gastronomieangebote. Die Betreiberin des 
Bahnhofs veranstaltet mehrmals im Jahr so genannte Shop-
ping-Events, bei denen mit Werbeaktionen und Kulturpro-
gramm im Bahnhof Kunden angelockt werden, zum Beispiel 
Auto- und Modeschauen, Weihnachtsmarkt, Musikauftritte 
bekannter Künstler. Im Einkaufszentrum befindet sich unter 
anderen die Edelboutique „La fourrure“, welche auf den Ver-
kauf hochwertiger Rauchwaren spezialisiert ist. 

Am 1.3.2011 begeben sich alle 14 Mitglieder der Gruppe 
„Rettet alle Felle“, einer in Deutschland besonders aktiven 
Tierschutzorganisation, die sich in der Vergangenheit schon 
mit spektakulären Aktionen gegen den Verkauf von Kleidung 
aus Tierfellen eingesetzt hat, in den Bahnhof. Unmittelbar 
vor dem Eingang zu „La fourrure“ halten sie Plakate und ver-
teilen Flugblätter zu den Themen Wildfang und Haltungsbe-
dingungen von Pelztieren. Die angesprochenen Passanten re-
agieren teils mit Interesse, teils ablehnend. Der Betreiber der 
Boutique informiert sogleich die Hausverwaltung, welche na-
mens der HPL-AG gegenüber den Mitgliedern der Gruppe 
„Rettet alle Felle“ ein Bahnhofsverbot ausspricht und sie 
durch den hauseigenen Sicherheitsdienst hinausbegleiten lässt. 
Sie erklärt ergänzend, dass sie mit ihr nicht abgestimmte De-
monstrationen aus Gründen des reibungslosen Betriebsablau-
fes und der Sicherheit grundsätzlich nicht dulde und bei Zu-
widerhandlung Strafantrag wegen Hausfriedensbruchs stellen 
werde. Das Bahnhofsverbot gelte indes nicht für das Betreten 
ausschließlich zum Zwecke des Reisens oder Einkaufens. 

Gegen dieses Verbot erheben die Mitglieder als Gruppe 
Klage vor den zuständigen Zivilgerichten, jedoch letztinstanz-
lich ohne Erfolg. Daraufhin erheben sie fristgerecht schrift-
lich Verfassungsbeschwerde gegen die Entscheidungen der 
Zivilgerichte. 

Sie sind der Ansicht, die das Verbot stützenden Gerichts-
entscheidungen verletzten sie in ihren Grundrechten aus Ver-
sammlungs- und Meinungsfreiheit. Man habe am 1.3.2011 
niemanden angegriffen oder blockiert, sondern nur die Pas-

                                                 
* Die Hausarbeit basiert auf der Entscheidung BVerfG JZ 
2011, 568 = NJW 2011, 1201 = DVBl. 2011, 416, welche 
von den Bearbeitern gesehen werden sollte; vgl. auch die 
Darstellung bei Sachs, JuS 2011, 665. 
** Die Autoren sind Wissenschaftliche Mitarbeiter am Lehr-
stuhl für Öffentliches Recht, Staats- und Verfassungslehre 
(Prof. Dr. Christoph Enders) an der Universität Leipzig. 

santen angesprochen und Interesse geweckt. Dass dies zu 
Umsatzrückgängen bei dem Pelzladen führen könne, dürfe 
man auch bezwecken. 

Hiergegen wendet die HPL-AG ein, dass der Bahnhof 
privatrechtlich betrieben werde, weshalb die Grundrechte 
schon gar keine Anwendung finden. Aber selbst wenn man 
auf einen Hoheitsträger als Anteilseigner abstellen wolle, ha-
ben hier die einzelnen Beteiligten für sich gesehen gar keine 
Mehrheit in der HPL-AG. Der Bahnhof diene auch nicht zu 
Versammlungszwecken oder als Forum für öffentliche Mei-
nungen, sondern zum Reisen und Einkaufen. Die Kunden ha-
ben ein Recht darauf, mit einem vom Elend der Welt unbe-
schwerten Gemüt einzukaufen. Schließlich sei man auch ver-
pflichtet, die Geschäftsinteressen der Ladenbetreiber zu schüt-
zen. 
 
Aufgabe 1 

Beurteilen Sie in einem Rechtsgutachten die Erfolgsaussich-
ten der Verfassungsbeschwerde. Nur der bis hierhin formu-
lierte Sachverhalt ist zu berücksichtigen. 
 
Fortsetzung des Falls 

Noch bevor die oben genannten gerichtlichen Verfahren ab-
geschlossen sind, planen sieben Tierschutzaktivisten, die 
zwar zur Gruppe „Rettet alle Felle“ gehören, denen aber die 
bisherigen Aktionen nicht weit genug gingen, eine erneute 
Aktion im Bahnhof unter dem Motto „Rettet alle Felle – 
Color“. 

Am 2.7.2011 begeben sie sich mit Spruchbändern und 
Flugblättern wie am 1.3.2011 in den Bahnhof. Noch bevor 
die Hausverwaltung davon informiert wird, beginnen sämtli-
che Aktivisten, mehrere mit teuren Pelzen bekleidete ältere 
Damen, die gerade die Boutique „La fourrure“ betreten oder 
verlassen wollen, mit Farbbeuteln zu bewerfen. Die Beutel 
sind straff gefüllt und so beschaffen, dass sie bei einem Tref-
fer am Kopf Verletzungen hervorrufen können. Tatsächlich 
erleidet eine der Damen, Sylvia von Zobel (Z), einen Treffer 
am rechten Ohr, der zu einem Trommelfellriss führt. Zu wei-
teren Verletzungen kommt es nicht, weil einige zufällig in 
der Nähe stehende Polizisten nach den ersten Würfen sofort 
einschreiten und die Aktivisten des Bahnhofs verweisen. 

Der Sprecher der Gruppe „Rettet alle Felle – Color“, Fa-
bio Fabreur (F), möchte nun wissen, ob seine Gruppe durch 
die Polizeiaktion in ihrem Grundrecht auf Versammlungs-
freiheit verletzt ist. Er sucht daher Rechtsanwalt Rudolph 
Reindeer (R) auf und bitte ihn um Auskunft. 
 
Aufgabe 2 

Erteilen Sie die Auskunft des R in einem Rechtsgutachten. 
 
Lösung Aufgabe 1 

Die Verfassungsbeschwerde der Gruppe „Rettet alle Felle“ 
(RaF) hat Aussicht auf Erfolg, wenn sie zulässig und begrün-
det ist. 
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I. Zulässigkeit 

1. Zuständigkeit, Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG, § 13 Nr. 8a  

BVerfGG 

Das Bundesverfassungsgericht ist für Verfassungsbeschwer-
den nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG, § 13 Nr. 8a BVerfGG 
zuständig. 
 
2. Beschwerdefähigkeit, Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG, § 90 

Abs. 1 BVerfGG 

Die Gruppe RaF müsste beschwerdefähig sein. Nach Art. 93 
Abs. 1 Nr. 4a GG, § 90 Abs. 1 BVerfGG kann jedermann, 
also jeder Grundrechtsträger Verfassungsbeschwerde erhe-
ben. Grundrechtsträger sind zunächst alle natürlichen Perso-
nen. Nach Art. 19 Abs. 3 GG können sich auch inländische 
juristischen Personen auf Grundrechte berufen, soweit die 
Grundrechte ihrem Wesen nach auf sie anwendbar sind. 

Die RaF müsste eine inländische juristische Person im 
Sinne des Art. 19 Abs. 3 GG sein. Im Zivilrecht sind juristi-
sche Personen solche, denen die Rechtsordnung kraft Geset-
zes Rechtspersönlichkeit verleiht.1 Dazu gehören unter ande-
rem Kapitalgesellschaften, etwa § 13 Abs. 1 GmbHG, § 1 
Abs. 1 AktG, § 17 Abs. 1 GenG, und eingetragene Vereine, 
§ 21 BGB, nicht jedoch nicht eingetragene Vereine und, 
mangels gesetzlicher Anordnung der Rechtsfähigkeit, BGB-
Gesellschaften, §§ 705 ff. BGB, auch wenn die Rechtspre-
chung etwa der Außengesellschaft Rechtsfähigkeit gleich ei-
ner OHG zuerkennt.2 

Jedoch könnte Art. 19 Abs. 3 GG ein anderer Begriff der 
juristischen Person zu Grunde liegen. Dafür spricht, dass 
sonst der einfache Gesetzgeber über die gesetzliche Anerken-
nung der Rechtsfähigkeit die Bestimmung der Grundrechts-
fähigkeit von Personenvereinigungen in der Hand hätte.3 Dies 
ist jedenfalls mit dem Grundgedanken des Art. 9 Abs. 1 GG 
nicht vereinbar. Ausreichend für die Anerkennung der Grund-
rechtsfähigkeit einer Personenvereinigung ist daher ein Min-
destmaß an Binnenorganisation, das die Zuerkennung eines 
grundrechtlichen Schutzes für die Vereinigung über den 
Schutz der einzelnen Beteiligten als solche sinnvoll erschei-
nen lässt. Über den engen Wortlaut der „juristischen Person“ 
hinaus erfasst Art. 19 Abs. 3 GG also auch nicht- oder teil-
rechtsfähige Vereine und Gesellschaften.4 Die RaF ist eine 
mehr als nur lose Verbindung von Gleichgesinnten zu einem 
gemeinsamen Zweck. Die Gruppe ist ferner hauptsächlich in 
Deutschland aktiv, mithin inländisch. Ob es sich um einen 
Verein oder eine BGB-Gesellschaft handelt, kann nach dieser 
Auslegung des Art. 19 Abs. 3 GG dagegen dahinstehen. 

Die Grundrechte müssten ihrem Wesen nach auf die 
Gruppe anwendbar sein. Dies ist gegeben, wenn ein Durch-
griff auf die hinter der Vereinigung stehenden Menschen die 
Grundrechtsträgerschaft der Vereinigung als sinnvoll erschei-

                                                 
1 Pieroth/Schlink, Grundrechte – Staatsrecht II, 27. Aufl. 
2011, § 5 Rn. 158. 
2 Vgl. BGHZ 146, 341. 
3 Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 11. Aufl. 2011, Art. 19 
Rn. 19. 
4 Vgl. BVerfGE 3, 383 (391 f.). 

nen lässt5 oder wenn sich die Vereinigung in einer natürli-
chen Personen vergleichbaren grundrechtstypischen Gefähr-
dungslage befindet.6 Unproblematisch ist dies in der Regel 
bei Vereinigungen des Privatrechts. Hier ist die RaF eine rein 
privatrechtliche Vereinigung, der sich deren Mitglieder zu 
ihrer freiheitlichen Betätigung bedienen. Unter anderem wer-
den die Grundrechte aus Art. 5 Abs. 1 S. 1 Alt. 1, 8 Abs. 1, 9 
Abs. 1 GG durch die Mitglieder mittels der Vereinigung 
ausgeübt. Die Vereinigung steht auch wie ein Einzelner dem 
Staat als schutzbedürftig gegenüber. Die Grundrechte sind 
daher wesensmäßig auf die RaF anwendbar. 

Die RaF ist beschwerdefähig. 
 
3. Prozessfähigkeit 

Die Gruppe müsste auch prozessfähig sein, sich also in der 
Lage befinden, wirksame Prozesserklärungen abzugeben. Hier 
hat die Gruppe vor dem Bundesverfassungsgericht gemein-
sam gehandelt. Soweit eine Gesamtvertretung durch alle Mit-
glieder erforderlich wäre (§§ 54, 709, 714 BGB), wäre sie 
hier jedenfalls eingehalten. Es gibt auch keine Anhaltspunkte, 
dass die einzelnen Mitglieder nicht voll geschäftsfähig sind. 
Mithin ist die RaF wirksam im Prozess vertreten. 
 
4. Beschwerdegegenstand, Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG, § 90 

Abs. 1 BVerfGG 

Es müsste ein zulässiger Beschwerdegegenstand vorliegen. 
Nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG, § 90 Abs. 1 BVerfGG kann 
jeder Akt der öffentlichen Gewalt mit der Verfassungsbe-
schwerde angegriffen werden. Hier liegen mit den das Verbot 
bestätigenden Gerichtsentscheidungen jedenfalls Judikativak-
te vor.7 Das Verbot der HPL-AG als solches wird von der 
RaF ausdrücklich nicht zum Gegenstand der Verfassungsbe-
schwerde gemacht.8 Mithin sind nur die zivilgerichtlichen 
Entscheidungen zulässige Beschwerdegegenstände. 
 
 
 

                                                 
5 BVerfGE 21, 362 (369). 
6 Vgl. BVerfGE 45, 63 (79). 
7 Der Sachverhalt nimmt ausdrücklich auf die zivilrechtlichen 
Entscheidungen Bezug. Zum grundsätzlich denkbaren Vor-
gehen gegen die Hoheitsträger auf dem Verwaltungsrechts-
weg unter Rückgriff auf die Zwei-Stufen-Theorie vgl. Kra-

mer/Bayer/Fiebig/Freudenreich, JA 2011, 810. 
8 Ansonsten wäre zu prüfen, ob es sich bei dem Verbot um 
einen Akt öffentlicher Gewalt im Sinne von Art. 93 Abs. 1 
Nr. 4a GG handelt. Dies ist fraglich: Zwar handelt es sich nur 
um ein privatrechtliches Hausverbot. Die mögliche Grund-
rechtsbindung der HPL-AG bewirkt für sich gesehen keine 
Einräumung hoheitlicher Befugnisse. Jedoch lassen sich die 
Begriffe öffentliche „Gewalt“ im Sinne von Art. 1 Abs. 3 GG 
und „hoheitliches Handeln“ der Eingriffsverwaltung vonei-
nander trennen, so dass nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG sämt-
liches Handeln des grundrechtsgebundenen Staates zum Ge-
genstand der Verfassungsbeschwerde gemacht werden kann, 
ohne dass es auch die Rechtsqualität der Handlung ankommt. 
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5. Beschwerdebefugnis, Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG, § 90 Abs. 1 

BVerfGG 

Die RaF müsste beschwerdebefugt sein. Das ist der Fall, 
wenn sie geltend machen kann, in ihren Grundrechten selbst, 
unmittelbar und gegenwärtig verletzt zu sein. 
 
a) Geltendmachung einer Grundrechtsverletzung (Möglich-

keit) 

Die RaF müsste die Verletzung von Grundrechten geltend 
machen, Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG, § 90 Abs. 1 BVerfGG. Es 
muss daher die nicht nur entfernte Möglichkeit bestehen, dass 
die Gerichtsentscheidungen Grundrechte der Beschwerdefüh-
rerin verletzen. In Betracht kommt eine Verletzung in den 
Grundrechten aus Art. 8 Abs. 1 GG und Art. 5 Abs. 1 S. 1 
Alt. 1 GG. Eine Verletzung in diesen Grundrechten – im Ge-
gensatz etwa zu Justizgrundrechten – ist aber nur möglich, 
wenn die Grundrechte überhaupt im Privatrechtsverhältnis 
zwischen der RaF und der HPL-AG gelten. Man könnte zu-
nächst annehmen, dass die HPL-AG als Privatrechtssubjekt 
nicht an die Grundrechte gebunden ist. Dies könnte sich aus 
der primären, klassischen Funktion der Grundrechte als Ab-
wehrrechte der Privaten gegen den Staat ergeben.9 Demge-
genüber sind aber die Grundrechte auch als objektive Wert-
entscheidung des Verfassungsgebers zu verstehen. Sie entfal-
ten insoweit Ausstrahlungswirkung auf alle Rechtsbereiche, 
auch auf das Privatrecht.10 Dogmatisch finden sie über privat-
rechtliche Generalklauseln und unbestimmte Rechtsbegriffe 
Eingang in die Zivilrechtsverhältnisse.11 Solche Vorschriften 
sind insbesondere §§ 138, 242, 1004 BGB. Bei deren An-
wendung haben die Zivilgerichte die Wertungen der Grund-
rechte der Parteien zu berücksichtigen.12 Damit sind alle 
Privaten zumindest mittelbar an die Grundrechte gebunden. 

Im vorliegenden Fall kommt darüber hinaus in Betracht, 
dass die HPL-AG wegen der unmittelbaren oder mittelbaren 
hoheitlichen Eigenschaft von zwei Hauptaktionären unmittel-
bar an die Grundrechte gebunden ist. An dieser Stelle kann 
dies noch dahinstehen.13 Es besteht jedenfalls die Möglich-
keit, dass die RaF gegenüber der HPL-AG entweder unmit-
telbar grundrechtlich oder bedingt durch die Grundrechte 
zivilrechtlich berechtigt ist, sich im vorliegenden Fall für 
Veranstaltungen wie am 1.3.2011 im Bahnhof aufzuhalten. 
Insofern könnte das hiergegen gerichtete Hausverbot rechts-
widrig sein. Die Zivilgerichte wären wegen ihrer eigenen 
Bindung an die Grundrechte (Art. 1 Abs. 3 GG) gehalten, zu 
Gunsten der RaF das Verbot für rechtswidrig zu erklären und 
die HPL-AG zur entsprechenden Duldung zu verurteilen. Da-
durch, dass sie das Verbot gehalten und die Klage der RaF 
abgewiesen haben, könnten sie ihrerseits die Grundrechte der 
RaF, namentlich Art. 5 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 GG und Art. 8 

                                                 
9 Zu dieser Funktion vgl. Pieroth/Schlink (Fn. 1), § 4 Rn. 76. 
10 BVerfGE 7, 198 (207). 
11 Michael/Morlok, Grundrechte, 2. Aufl. 2010, § 15 Rn. 481. 
12 Michael/Morlok (Fn. 11), § 15 Rn. 481. 
13 Gut vertretbar wäre es auch, schon an dieser Stelle zu ent-
scheiden, ob die HPL-AG unmittelbar oder nur mittelbar an 
die Grundrechte gebunden ist, vgl. unten II. 1. c) cc). 

Abs. 1 GG, verletzt haben. Damit ist eine Grundrechtsverlet-
zung hinreichend geltend gemacht. 
 
b) Beschwer 

Die RaF müsste durch die Urteile auch selbst, gegenwärtig 
und unmittelbar beschwert sein. Hier betrifft das klageabwei-
sende Urteil alle Mitglieder der RaF gerade in ihrer Eigen-
schaft als Gruppenmitglieder. Das Urteil ist auch rechtskräf-
tig und wirkt insofern aktuell und für die Zukunft. Es be-
schwert die RaF damit gegenwärtig. Fraglich ist, ob es auch 
unmittelbare Belastungswirkung erzeugt. Dies ist der Fall, 
wenn die Rechtsverkürzung ohne weitere Vollzugsakte wirk-
sam ist.14 Dabei brauchen strafrechtliche Vollzugsakte von 
den Betroffenen nicht abgewartet oder riskiert werden.15 Hier 
eröffnet das Urteil wegen seiner Rechtskraft der HPL-AG in 
Verbindung mit dem angedrohten Strafantrag die Möglich-
keit, sich ohne weitere Prüfung auf den Tatbestand des § 123 
StGB (Hausfriedensbruch) zu berufen. Für den Fall der Zu-
widerhandlung der Mitglieder der RaF droht unmittelbar eine 
Strafverfolgung. Das Urteil ist damit selbst belastend wirk-
sam, ohne dass darauf abzustellen ist, dass die Mitglieder erst 
im Rahmen eines späteren Strafprozesses das Hausverbot in-
zident anzugreifen hätten. Außerdem bewirkt schon das Ver-
bot, das durch die Rechtskraft des Urteils aufrechterhalten 
wird, den Ausschluss der erwünschten Rechtsposition als sol-
che. Das Verhalten der Gruppe wird illegalisiert, ohne dass es 
eines weiteren Konkretisierungsaktes bedarf. Eine hinreichen-
de Beschwer liegt vor. 
 
6. Rechtswegerschöpfung, § 90 Abs. 2 BVerfGG 

Der zivilrechtliche Rechtsweg ist bis zur letzten Instanz er-
schöpft. 
 
7. Subsidiarität 

Es sind keine anderweitigen Rechtsschutzmöglichkeiten für 
die RaF ersichtlich. 
 
8. Form und Frist, §§ 23 Abs. 1, 93 Abs. 1 BVerfGG 

Die Verfassungsbeschwerde wurde schriftlich und fristge-
recht erhoben. 
 
9. Ergebnis 

Die Verfassungsbeschwerde ist zulässig. 
 
II. Begründetheit 

Die Verfassungsbeschwerde ist begründet, wenn sich im Rah-
men des Prüfungsumfangs des Bundesverfassungsgerichts16 

                                                 
14 Vgl. BVerfGE 1, 97 (102 f.). 
15 Vgl. BVerfGE 20, 283 (290). 
16 Die wesentliche Frage des Prüfungsumfangs, nämlich ob 
und wie die Fachgerichte die Grundrechte der Beschwerde-
führer verkannt haben, lässt sich erst beantworten, wenn die 
objektive Grundrechtsverletzung feststeht. Folgt man streng 
dem Gutachtenstil, ist die Frage des Prüfungsumfangs erst 
am Ende der Begründetheit zu erörtern. Jedoch behandeln 
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ergibt, dass die zivilgerichtlichen Entscheidungen die RaF in 
ihren Grundrechten verletzen.17 Dies ist der Fall, wenn sie 
ohne Rechtfertigung in den Schutzbereich eines Grundrechts 
eingreifen. In Betracht kommen das Grundrecht auf Ver-
sammlungsfreiheit, Art. 8 Abs. 1 GG, und das Grundrecht auf 
Meinungsfreiheit, Art. 5 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 GG. 
 
1. Verstoß gegen Art. 8 Abs. 1 GG 

a) Schutzbereich 

Der Schutzbereich müsste eröffnet sein. 
 
aa) Persönlicher Schutzbereich 

Art. 8 Abs. 1 GG schützt die Freiheit aller Deutschen, sich zu 
versammeln. Die Versammlungsfreiheit schützt auch Perso-
nenvereinigungen, auf die sie ihrem Wesen nach anwendbar 
ist.18 Da es sich allerdings um ein Deutschengrundrecht han-
delt, ist auf die Eigenschaft der RaF als inländische juristi-
sche Person, mithin auf ihr tatsächliches Aktionszentrum 
abzustellen.19 Dieses liegt hier im Inland. Vom Grundrechts-
schutz sind allerdings solche inländischen juristischen Perso-
nen ausgenommen, die von Ausländern beherrscht werden.20 
Bezüglich der RaF ist dafür vorliegend nichts ersichtlich. Der 
persönliche Schutzbereich ist eröffnet. 
 
bb) Sachlicher Schutzbereich 

Der Begriff der Versammlung setzt die Zusammenkunft meh-
rerer Personen voraus, wobei die Mindestteilnehmerzahl um-
stritten ist (zwei, drei oder sieben Teilnehmer).21 Vorliegend 
ist die Mindestteilnehmerzahl angesichts der 14 anwesenden 
Teilnehmer selbst nach der engsten Auslegung erfüllt. 

Anerkannt ist, dass nicht jede Zusammenkunft Mehrerer 
schon eine Versammlung darstellt.22 Erforderlich ist vielmehr 
ein gemeinsamer Zweck. Während dieser früher grundlegend 
umstritten war,23 verlangt die heute überwiegende Ansicht, 
dass die Versammlung auf die gemeinschaftliche Teilhabe an 
der öffentlichen Meinungsbildung durch gemeinsame Erörte-
rung und Kundgabe gerichtet ist, weil nur so dem Wesen der 

                                                                                    
zahlreiche Musterfallbearbeitungen den Prüfungsumfang des 
Bundesverfassungsgerichts fälschlicherweise zu Beginn der 
Begründetheit, weshalb dies hier nicht als falsch zu werten 
ist. Zu achten ist aber auf in sich stimmige Formulierungen 
bei den Obersätzen. 
17 Vertretbar wäre es, schon an dieser Stelle die Auseinander-
setzung mit dem Begriff der Drittwirkung zu führen und eine 
Entscheidung zur Frage der unmittelbaren Grundrechtsbin-
dung der HPL-AG zu treffen, vgl. unten B. I. 3. c). 
18 Höfling, in: Sachs (Hrsg.), GG, 6. Aufl. 2011, Art. 8 
Rn. 47.  
19 Siehe oben I. 2. 
20 Jarass, in: Jarass/Pieroth (Fn. 3), Art. 19 Rn. 22. 
21 Vgl. Nachweise bei Höfling, in: Sachs (Fn. 18), Art. 8 
Rn. 9; vgl. jetzt auch § 1 Abs. 3 SächsVersG n.F. 
22 BVerfGE 69, 315 (343); Höfling, in: Sachs (Fn. 18) Art. 8 
Rn. 10. 
23 Dietel/Ginzel/Kniesel, Versammlungsgesetz, 15. Aufl. 
2008, § 1 Rn. 7 f. 

Versammlung als „Ausdruck gemeinsamer, auf Kommunika-
tion angelegter Entfaltung“24 gerecht geworden werde.25 

Die Mitglieder der RaF streben eine Diskussion und die 
Beeinflussung der öffentlichen Meinung hinsichtlich der 
Fang- und Haltungsbedingungen von Pelztieren an. Sie ver-
folgen damit einen auf öffentliche Meinungsbildung gerichte-
ten gemeinsamen Zweck. Dem widerspricht es nicht, dass 
sich die Versammlung gegen ein Wirtschaftsunternehmen 
richtet und direkt dessen Geschäftspolitik angreift. 

Handelt es sich also dem Wesen nach um eine Versamm-
lung, gewährt die Versammlungsfreiheit ein über das Recht, 
an einer Versammlung teilzunehmen oder dieser fernzublei-
ben hinausgehendes Selbstbestimmungsrecht über Ort, Zeit-
punkt, Art und Inhalt der Versammlung.26 Art. 8 Abs. 1 GG 
erlaubt allerdings keine Tätigkeiten, die dem Einzelnen sonst 
verboten sind. Er eröffnet auch nicht den Zugang zu Räumen, 
die dem Teilnehmer nicht aus anderen Rechtsgründen offen 
stehen.27 So wird etwa der Zugang zu öffentlichen Gebäuden 
mit bestimmter Zweckbindung (Rathäuser, Schwimmbäder) 
nicht durch die Versammlungsfreiheit eröffnet.28 Etwas ande-
res gilt jedoch für Räume, die dem öffentlichen Verkehr er-
öffnet wurden. Der Straßenraum ist dabei der naheliegende 
Grundfall eines Forums, welches dem Bürger Raum zur Ver-
breitung seiner Meinung und damit zur Teilhabe an der öf-
fentlichen Meinungsbildung bietet. Diese Funktion für den 
kommunikativen Verkehr ist indes nicht auf den Straßenraum 
beschränkt, sondern findet sich in allen „Foren“, die den 
kommunikativen Verkehrsraum der öffentlichen Straßen, We-
ge und Plätze ergänzen.29 Ist ein solcher kommunikativer 
Verkehr allerdings eröffnet, dient also der Raum nicht nur 
(oder ganz überwiegend) einer bestimmten Funktion, kann 
die Versammlungsfreiheit als wesentlicher Anwendungsfall 
kommunikativer Freiheit nicht ausgeschlossen werden.30 

Der Ort der Zusammenkunft ist hier ein großes Einkaufs-
zentrum in einem Bahnhof. Der Verkehr ist dabei nicht auf 
den bloßen Einkaufsverkehr beschränkt; vielmehr dient das 
Einkaufszentrum auch als öffentlicher Raum für Personen 
ohne konkrete Kaufabsichten. Diese Eigenschaft wird durch 

                                                 
24 BVerfGE 69, 315 (342 f.). 
25 Jarass, in: Jarass/Pieroth (Fn. 3), Art. 8 Rn. 3; dagegen 
Höfling, in: Sachs (Fn. 18), Art. 8 Rn. 13 f; vgl. jetzt auch § 1 
Abs. 3 SächsVersG n.F. 
26 BVerfG JZ 2011, 568 (570); BVerfGE 69, 315 (343); Ja-

rass, in: Jarass/Pieroth (Fn. 3), Art. 8 Rn. 5. 
27 BVerfG JZ 2011, 568 (570). 
28 BVerfG JZ 2011, 568 (570 f.). 
29 BVerfG JZ 2011, 568 (570 f.). Nicht erfasst sind damit 
allerdings Räume, die nur unter bestimmten Voraussetzungen 
zugänglich sind, und damit gerade nicht dem allgemeinen 
Verkehr eröffnet sind (etwa Betriebsräume eines Flughafens 
oder Einkaufszentrums). 
30 Voraussetzung ist allerdings, dass der kommunikative 
Verkehr durch eine zumindest mittelbar grundrechtsgebunde-
ne Person eröffnet wurde, BVerfG JZ 2011, 568 (571), zu-
stimmend Payandeh, JR 2011, 421. Eine bloß faktische 
Übung reicht dagegen nicht aus, vgl. Enders, JZ 2011, 577 
(579). 
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die Veranstaltungen, die der Betreiber des Einkaufszentrums 
nutzt, um (neue oder zusätzliche) Kunden anzuziehen, noch 
verstärkt. Indem das Einkaufszentrum damit (bezüglich sei-
ner Verkehrswege) auch anderen Zwecken – wie etwa dem 
Flanieren oder Gesprächen – dient und diese Nutzung vom 
Betreiber gerade intendiert ist, handelt es sich um einen 
Raum, der dem allgemeinen, auch kommunikativen, Verkehr 
eröffnet ist und damit als „Forum“ auch Versammlungen of-
fen steht. 

Der sachliche Schutzbereich ist damit eröffnet. 
 
b) Eingriff 

In den Schutzbereich müsste auch eingegriffen worden sein. 
Ein Eingriff ist dabei nach dem modernen Eingriffsbegriff 

jedes staatliche Handeln, dass dem Einzelnen ein Verhalten, 
das in den Schutzbereich eines Grundrechts fällt, ganz oder 
teilweise unmöglich macht.31 Vorliegend kommen die Ent-
scheidungen der Zivilgerichte als Anknüpfungspunkte für die 
Annahme eines Eingriffes in Betracht. Indem die Gerichte 
den Aktivisten Rechtsschutz gegen das Hausverbot der HPL-
AG verweigern und damit dieses bestätigen, verkürzen sie die 
Handlungsmöglichkeiten der RaF im grundrechtlich geschütz-
ten Bereich.32  

Damit ist ein Eingriff gegeben. 
 
c) Rechtfertigung 

Der Eingriff könnte gerechtfertigt sein. Das ist der Fall, wenn 
der Eingriff auf einer verfassungsmäßigen Schrankenrege-
lung beruht, die sich im Rahmen des grundgesetzlichen 
Schrankenvorbehalts bewegt und verfassungskonform ange-
wandt wurde. 
 
aa) Schrankenregelung 

(1) Schrankenvorbehalt 

Art. 8 Abs. 2 GG sieht die Möglichkeit der Beschränkung der 
Versammlungsfreiheit für Versammlungen unter freiem Him-
mel durch oder auf Grund eines Gesetzes vor. Für sonstige 
Versammlungen ist dagegen kein Gesetzesvorbehalt vorgese-
hen, so dass als Schranke nur kollidierendes Verfassungs-
recht in Betracht kommt.33 Die Frage, ob eine Versammlung 
unter freiem Himmel oder in geschlossenen Räumen stattfin-
det, beantwortet sich nicht (wie auf den ersten Blick aus dem 
Wortlaut zu folgen scheint) etwa anhand des Kriteriums der 
Überdachung der Versammlungsstätte, sondern vielmehr da-
nach, ob diese nach den Seiten hin abgeschlossen ist.34 Es 
kommt dabei darauf an, dass die Versammlung keine Wir-
kung nach außen hin entfalten kann. Die fehlende Beschrän-
kungsmöglichkeit gründet auf der Annahme des Verfassungs-
gebers, dass Versammlungen, die nach außen hin abgeschlos-
sen sind, weniger schädliche Wirkungen und damit Gefahren 
entfalten können. Daraus folgt aber, dass auch hinsichtlich 

                                                 
31 Jarass, in: Jarass/Pieroth (Fn. 3), Vorb. vor Art. 1 Rn. 27. 
32 Vgl. den parallelen Sachverhalt in BVerfG JZ 2011, 568 
(571). 
33 Jarass, in: Jarass/Pieroth (Fn. 3), Vorb. vor Art. 1 Rn. 48 f. 
34 Höfling, in: Sachs (Fn. 18), Art. 8 Rn. 55. 

der seitlichen Abgrenzung nicht in erster Linie auf das Vor-
handensein von Wänden abzustellen ist, sondern vielmehr da-
rauf, ob ein ungehinderter Zugang zur Versammlungsstätte 
und damit zu den Außenwirkungen der Versammlung mög-
lich ist.35 

Vorliegend handelt es sich um ein Einkaufszentrum, wel-
ches dem allgemeinen Verkehr eröffnet ist. Versammlungen 
in diesem Gebäude, zu denen jedermann Zutritt hat, weisen 
daher zumindest potentiell nicht weniger Außenwirkung auf, 
als Versammlungen in einer Fußgängerzone. Es handelt sich 
daher um eine Versammlung unter freiem Himmel. Es gilt 
ein einfacher Gesetzesvorbehalt. 
 
(2) Schranke 

Es müsste ein Gesetz vorliegen, das den Schrankenvorbehalt 
ausfüllt. Als solches kommt jede gesetzliche Norm in Be-
tracht, die ihrer Rechtsfolgeanordnung nach geeignet ist, den 
Eingriff zu stützen. Solche Normen sind hier die das zivil-
rechtliche Hausrecht regelnden §§ 903, 1004 BGB.36 
 
(3) Polizeifestigkeit 

Die genannten Regelungen könnten allerdings wegen des 
Grundsatzes der Polizeifestigkeit von Versammlungen als 
taugliche Schranke ausscheiden. Dieser geht von einer prin-
zipiell abgeschlossenen Regelung des Versammlungsrechts 
durch die Versammlungsgesetze aus und sperrt insofern nicht 
versammlungsbezogene Befugnisnormen. Bei den hier ge-
genständlichen Normen handelt es sich zwar um nicht ver-
sammlungsbezogene Rechtsgrundlagen, sondern um allge-
meine Vorschriften des Zivilrechts. Diese räumen der HPL-
AG jedoch gerade keine zusätzlichen Befugnisse ein, sondern 
verweisen nur in ein Gleichordnungsverhältnis gegenüber 
dem Bürger, in dem sie ihre Entscheidungen nicht einseitig 
durchsetzen kann.37 In diesem Gleichordnungsverhältnis ist 
eine Exklusivität spezieller versammlungsrechtlicher Vor-
schriften nicht erforderlich. Damit steht auch hier der Grund-
satz der Polizeifestigkeit einer Rechtfertigung des Eingriffs 
durch §§ 903, 1004 BGB nicht entgegen. 
 
bb) Verfassungsmäßigkeit der Schranke 

Die einschränkenden Normen müssten ihrerseits verfassungs-
mäßig sein. 
 
(1) Formelle Verfassungsmäßigkeit 

Hier sind keine entgegenstehenden Anhaltspunkte ersichtlich. 
 
(2) Materielle Verfassungsmäßigkeit 

Die Regelungen zum zivilrechtlichen Hausrecht müssten 
auch materiell verfassungsmäßig sein. 
 

                                                 
35 BVerfG JZ 2011, 568 (572); zustimmend Enders, JZ 2011, 
577 (579 f.). 
36 Kritisch zur vom BVerfG angenommenen Parallelität der 
Eingriffsbefugnisse nach zivil- und versammlungsrechtlichen 
Rechtsgrundlagen (Rn. 93) Enders, JZ 2011, 577 (579 f.). 
37 BVerfG JZ 2011, 568 (572). 
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(a) Zitiergebot 

Art. 8 GG gehört zu den Anwendungsfällen des Zitiergebo-
tes, weil es sich um ein Grundrecht handelt, das „auf Grund 
ausdrücklicher Ermächtigung vom Gesetzgeber eingeschränkt 
werden“ darf.38 Das Zitiergebot gilt allerdings nicht bei vor-
konstitutionellen Gesetzen,39 so dass es auf die §§ 903, 1004 
BGB keine Anwendung findet. Darüber hinaus ist in diesem 
Zusammenhang zu beachten, dass bezüglich der unspezifi-
schen zivilrechtlichen Normen das Zitiergebot seine Warn-
funktion nicht ausüben kann und daher auch aus diesem 
Grund keine Anwendung findet.40 
 
(b) Sonstiges 

Für eine materielle Verfassungswidrigkeit der §§ 903, 1004 
BGB ist im Übrigen nichts ersichtlich, insbesondere sind sie 
einer verfassungskonformen Anwendung zugänglich.41 
 
cc) Verfassungsmäßige Anwendung 

Die Regelungen müssten auch verfassungsmäßig, das heißt 
insbesondere verhältnismäßig angewandt worden sein. 
 
(1) Legitimer Zweck 

Als legitimer Zweck für das zivilgerichtlich gestützte Haus-
verbot kommt eine Grundrechtsberechtigung der HPL-AG als 
Eigentümerin des Bahnhofs mit Einkaufszentrum in Betracht. 
Dazu ist zunächst zu klären, ob sich die HPL-AG überhaupt 
auf Grundrechte berufen kann, was auszuschließen ist, wenn 
sie selbst unmittelbar grundrechtsgebunden wäre. Art. 1 
Abs. 3 GG bindet die staatliche Gewalt an die Grundrechte. 
Dabei ist der Begriff der staatlichen Gewalt weit zu verstehen 
und umfasst alle Handlungen, die den Anspruch erheben, au-
torisiert im Namen aller Bürger getroffen zu werden.42 Gera-
de an der Grundrechtsbindung zeigt sich die grundlegende 
Unterscheidung des Grundgesetzes, das dem Bürger grund-
sätzlich gerade keine Bindungen auferlegt, sondern Rechte 
zuweist und damit dessen Freiheit anerkennt, dem Staat aber 
spiegelbildlich keine abstrahierten Rechte zuerkennt, sondern 
gerade nur Bindungen.43 Dabei ist anerkannt, dass der Staat 
zwar auch in privatrechtlicher Organisation handeln darf, sich 
über diesen Umweg aber nicht aus der Bindung an die 
Grundrechte befreien kann. Es handelt sich insofern um Fälle 
unmittelbarer Grundrechtsbindung, die nicht nur (wie bei der 
bloß mittelbaren Grundrechtsbindung Privater) über den 
Umweg des Zivilrechts Anwendung findet. Diese unmittelba-
re Grundrechtsbindung beansprucht aber nicht nur dann Gel-
tung, wenn die privatrechtliche Organisationseinheit im allei-
nigen Eigentum des Staates steht, sondern auch in Fällen, in 
denen sich der Staat mit Privaten zusammenschließt und ge-

                                                 
38 BVerfGE 83, 130 (154); 113, 348 (366); Jarass, in: Jarass/ 
Pieroth (Fn. 3), Art. 19 Rn. 4. 
39 Sachs, in: Sachs (Fn. 18), Art. 19 Rn. 28, 15. 
40 BVerfG JZ 2011, 568 (572). 
41 Vgl. § 1004 Abs. 2 BGB, der auch auf (grundrechtliche) 
Berechtigungen anderer verweist. 
42 BVerfG JZ 2011, 568 (569). 
43 BVerfG JZ 2011, 568 (569). 

meinsam ein Unternehmen betreibt, wenn das Unternehmen 
mittelbar auf staatliche Gewaltausübung und damit auf bür-
gerliche Legitimation zurückzuführen ist.44 Das ist jedenfalls 
dann der Fall, wenn der Staat Mehrheitsgesellschafter eines 
Unternehmens ist.45 Dabei kommt es nicht darauf an, ob der 
Staat seinerseits nicht als einheitliche Person, sondern als 
Gruppe verschiedener Hoheitsträger auftritt. Vielmehr ist je-
der dieser Hoheitsträger für sich in gleicher Weise unmittel-
bar grundrechtsgebunden und muss dies dann auch für eine 
Mehrheit unmittelbar grundrechtsgebundener Hoheitsträger 
gelten.46 

Im vorliegenden Sachverhalt halten an der HPL-AG der 
Bund (mittelbar) 40 % und die Stadt L 20 % der Anteile. Da-
mit befindet sich Mehrheit der Anteile in Händen von unmit-
telbar grundrechtsgebundenen Hoheitsträgern, so dass auch 
die HPL-AG unmittelbar gebunden ist. Mithin kann sie sich 
nicht selbst auf Grundrechte berufen. Diese kommen folglich 
nicht als legitimer Zweck des Hausverbotes in Betracht. Zwar 
kann sich die HPL-AG durchaus auf zivilrechtliche Eigen-
tumsbefugnisse berufen, diesen fehlt allerdings das stützende 
Fundament des Art. 14 Abs. 1 GG. Daher kann die mit dem 
zivilrechtlichen Eigentum verbundene Befugnis, frei über 
sein Eigentum zu bestimmen, für die HPL-AG nicht beste-
hen.47 

Als legitime Zwecke kommen daher nur solche des „ge-
meinen Wohls“ in Betracht.48 Geht es, wie vorliegend, um 
ein Einkaufszentrum in einem Bahnhof, so kommen als 
Schutzzwecke in erster Linie Reisezwecke und die damit 
verbundenen Sicherheitserwägungen in Betracht. Technische 
Abläufe des Bahnbetriebs dürfen nicht beeinträchtigt werden. 
Insofern können Dritten gegenüber eingreifend wirkende 
Maßnahmen, die der Sicherheit und Leichtigkeit des Bahnbe-
triebes zugutekommen, über die §§ 903, 1004 BGB Berück-
sichtigung finden. Ebenso ist die Erhaltung der grundlegen-
den Funktion des Einkaufszentrums als Versorgungseinrich-
tung für die Bevölkerung ein Aspekt des gemeinen Wohls. In 
Betracht kommt außerdem eine grundrechtliche Schutzpflicht 
zugunsten der Ladeninhaber, die ihrerseits grundrechtsberech-
tigt (Art. 12 Abs. 1, 14 Abs. 1 GG) sind. 

Schließlich ist fraglich, ob die Interessen der Besucher an 
einem ungestörten Einkauf als Schutzgut in Frage kommen. 
Allerdings ist anerkannt, dass ein vom „Elend der Welt unbe-

                                                 
44 Offen noch die Vorinstanz, die hier auch einen Fall mittel-
barer Grundrechtsbindung für möglich hält, BGH NJW 2006, 
1054, dazu Fischer-Lescano/Maurer, NJW 2006, 1393 (1394 
f.); anders aber schon VGH Kassel NVwZ 2003, 874. 
45 Unerheblich ist insofern die unter dem Stichwort „Konfu-
sion“ diskutierte Grundrechtsberechtigung der privaten An-
teilseigner, denen die Beteiligung an der gemischtwirtschaft-
lichen Gesellschaft offen steht (BVerfG JZ 2011, 568 [569]); 
anders aber noch Kersten/Meinel, JZ 2007, 1127 (1129). 
46 BVerfG JZ 2011, 568 (569). 
47 Zur Kritik an den Vorinstanzen Payandeh, JR 2011, 421 
(423 f.). 
48 BVerfG JZ 2011, 568 (572 f.). 
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schwertes Gemüt“ kein Belang ist, zu dessen Gunsten der 
Staat Grundrechte einschränken darf.49 
 
(2) Eignung 

Geeignet ist das Hausverbot, wenn es dem Zweck förderlich 
ist. Hier hat die Betreiberin des Einkaufszentrums ein Haus-
verbot erlassen, das jede Versammlung, die nicht im Vor-
hinein mit ihr abgestimmt wurde, unmöglich macht. Jeden-
falls mit diesem weitreichenden Hausverbot kann die Be-
triebsfähigkeit des Bahnhofes ebenso wie des Einkaufszent-
rums gesichert werden. Das Verbot ist geeignet. 
 
(3) Erforderlichkeit 

Erforderlich ist das Hausverbot, wenn es kein gleich geeigne-
tes, milderes Mittel gibt. Vorliegend hätte die Betreiberin je-
denfalls ein Hausverbot auf die notwendigen Betriebsräume 
beschränken können, so dass ein umfängliches Hausverbot 
schon nicht erforderlich ist. Etwas anderes gilt mit Blick auf 
die Schutzpflichten zu Gunsten der Ladenbetreiber. Zu deren 
Schutz ist hier kein milderes Mittel ersichtlich. 
 
(4) Angemessenheit 

Schließlich müsste das Hausverbot auch verhältnismäßig im 
engeren Sinne sein. Ins Verhältnis zu setzen sind hier die 
Interessen der HPL-AG und der Ladenbetreiber am Betrieb 
des Einkaufszentrums zur Verwirklichung der Verkaufstätig-
keit der Ladenbetreiber mit den Interessen der RaF an der 
Durchführung der Versammlung. 

Grundsätzlich haben die Ladenbetreiber ein grundrecht-
lich geschütztes Interesse daran, im Rahmen der Rechtsord-
nung ihrem Handelsgewerbe nachzugehen, Waren zu verkau-
fen und so ihren Lebensunterhalt zu bestreiten. Beeinträchti-
gungen dieser Tätigkeit sind vor dem Schutzumfang des 
Art. 12 Abs. 1 GG zu rechtfertigen und grundsätzlich nicht in 
einem Umfang zulässig, der die Tätigkeit als solche grund-
sätzlich in Frage stellt. 

Demgegenüber steht aber das  Grundrecht der RaF aus 
Art. 8 Abs. 1 GG. Die Versammlungsfreiheit ist als spezielles 
Freiheitsrecht mit einer Verankerung im in einer freiheitlich-
demokratischen Gesellschaft notwendigen Raum für Bildung 
und Äußerung von Meinungen abstrakt besonders hoch zu 
gewichten. Auch im konkreten Fall ist das Interesse der RaF, 
ihre Meinung gemeinsam mit Bezug auf die aus ihrer Sicht 
unmoralischen Bedingungen der Tierfellproduktion zum Aus-
druck zu bringen und die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit 
auch „am Ort des Geschehens“, dem Verkaufsgeschäft, zu er-
langen, als hoch einzuschätzen. In der konkreten Abwägung 
erscheinen daher die Interessen der RaF gewichtiger als die 
der Ladenbetreiber. 

Der Kampf um die bessere Meinung ist grundsätzlich frei. 
Der denkbare Ausnahmefall einer (reinen) Blockadesituation 
liegt nicht vor. Der Zugang zum Geschäft bleibt gewährleis-
tet. Insofern sind die Ladenbetreiber auch im konkreten Fall 
nur gering beeinträchtigt. 

Im Ergebnis ist das Hausverbot unverhältnismäßig. 

                                                 
49 BVerfG JZ 2011, 568 (574) und BVerfGE 102, 347 (364). 

d) Ergebnis 

Die zivilgerichtlichen Entscheidungen stellen einen nicht ge-
rechtfertigten Eingriff in die Versammlungsfreiheit dar. 
 
2. Verstoß gegen Art. 5 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 GG 

a) Eingriff in den Schutzbereich 

Die Meinungsfreiheit setzt zunächst den Begriff der Meinung 
voraus. Dabei handelt es sich um Werturteile, also Äußerun-
gen, die von Elementen des Dafürhaltens und der Stellung-
nahme geprägt sind.50 So gehören auch Boykottaufrufe zum 
geschützten Inhalt.51 Ob Tatsachenbehauptungen umfasst sind, 
braucht vorliegend nicht entschieden zu werden, weil die 
Äußerung der RaF eine Bewertung der Pelzherstellung und 
damit ein Werturteil enthalten. Die Meinungsfreiheit schützt 
aber nicht nur das „Haben“ einer Meinung, sondern auch – 
und gerade – ihre Äußerung und Verbreitung. Dem Grund-
rechtsberechtigten wird damit das Recht eingeräumt, über die 
Art und Weise seiner Meinungsverbreitung zu bestimmen.52 
Zu den geschützten Verbreitungsformen gehört auch das 
Verteilen von Flugblättern.53 Wie schon die Versammlungs-
freiheit, so eröffnet zwar auch die Meinungsfreiheit keinen 
Zugang zu Räumen, die dem Einzelnen sonst verschlossen 
sind, die Meinungsfreiheit kommt aber im Übrigen dem 
Menschen an jedem Ort zu, an dem er sich aufhält (weil es an 
der versammlungstypischen besonderen Beeinträchtigung 
fehlt).54 

Das Verteilen von Flugblättern fällt damit ebenso wie das 
Halten von Plakaten durch die RaF in den Schutzbereich der 
Meinungsfreiheit. 

Indem die zivilgerichtlichen Entscheidungen das Haus-
verbot der HPL-AG aufrechterhalten, perpetuieren sie die 
durch die HPL-AG erfolgte Verkürzung der grundrechtlich 
geschützten Freiräume. Durch die Entscheidungen wird damit 
in die Meinungsfreiheit der RaF eingegriffen. Meinungsfrei-
heit und Versammlungsfreiheit sind grundsätzlich nebenei-
nander anwendbar. Beschränkungen des Inhalts und der Form 
einer Meinungsäußerung betreffen den Schutzbereich des 
Art. 5 Abs. 1 GG auch innerhalb von Versammlungen. In 
Fällen, in denen Versammlungen gerade wegen des mit ihnen 
propagierten Standpunkts verboten, aufgelöst oder sonst ein-
geschränkt werden, kommt der Meinungsfreiheit dabei eigen-
ständiges Gewicht zu.55, 56 

 
 
 

                                                 
50 Pieroth/Schlink (Fn. 1), § 13 Rn. 594. 
51 Pieroth/Schlink (Fn. 1), § 13 Rn. 595. 
52 Pieroth/Schlink (Fn. 1), § 13 Rn. 600. 
53 BVerfG JZ 2011, 568 (574). 
54 BVerfG JZ 2011, 568 (574). 
55 BVerfGE 111, 147 (155). 
56 Vertretbar ist es auch, die Meinungsfreiheit nach Art einer 
Schachtelprüfung schon im Rahmen des Schutzbereiches der 
Versammlungsfreiheit anzusprechen. Da es sich vorliegend 
aber nicht um einen Fall inhaltsbezogener Beschränkungen 
handelt, bietet sich dieses Vorgehen indes nicht an. 
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b) Rechtfertigung 

aa) Schranke 

Die Meinungsfreiheit ist nicht schrankenlos gewährleistet. 
Die Schranken bestimmen sich nach Art. 5 Abs. 2 GG. In Be-
tracht kommt vorliegend die Schranke der allgemeinen Ge-
setze. Allgemeine Gesetze sind solche, die nicht gegen eine 
bestimmte Meinung als solche gerichtet sind und dem Schutz 
eines schlechthin – ohne Rücksicht auf eine bestimmte Mei-
nung – zu schützenden Rechtsgutes dienen.57 Die §§ 903, 
1004 BGB richten sich nicht gegen eine bestimmte Meinung, 
sie weisen für sich genommen keinerlei inhaltsbezogene 
Richtung auf und können daher meinungsneutral angewandt 
werden. Eine taugliche Rechtsgrundlage liegt damit vor. 
 
bb) Verfassungsmäßigkeit der Schranke 

§§ 903, 1004 BGB sind verfassungsmäßig.58 
 
cc) Verfassungsmäßige Anwendung  

Hier gilt bezüglich der in Betracht kommenden Schutzgüter 
nichts anderes als bei der Versammlungsfreiheit. Auch im 
Bereich der Meinungsfreiheit ist die HPL-AG in der Aus-
übung ihres Hausrechts nicht frei. Auch hier gilt, dass ein 
vom „Elend der Welt unbeschwertes Gemüt“59 kein Belang 
ist, zu dessen Gunsten der Staat Grundrechte einschränken 
darf. Es ergibt sich daraus insgesamt keine andere Wertung 
als im Rahmen der Versammlungsfreiheit. Das Hausrecht ist 
damit nicht verhältnismäßig ausgeübt. 
 
c) Ergebnis 

Die Bestätigung des Hausverbotes durch die zivilgerichtliche 
Entscheidung verstößt gegen Art. 5 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 GG. 
 
3. Ergebnis 

Es liegt ein Verstoß gegen Art. 8 Abs. 1 und Art. 5 Abs. 1 
S. 1 Alt. 1 GG vor. Die Entscheidungen verletzen insofern 
die Grundrechte der RaF. Weitere Grundrechtsverstöße sind 
nicht ersichtlich.60

 

                                                 
57 BVerfGE 7, 198 (209 f.). 
58 Siehe oben B. I. 3. b). 
59 BVerfG JZ 2011, 568 (574); BVerfGE 102, 347 (364). 
60 Denkbar wäre einen Verstoß gegen Art. 9 Abs. 1 GG anzu-
prüfen. Jedoch sind durch dieses Grundrecht keine Tätigkei-
ten geschützt, „die keinen Bezug zur vereinigungsmäßigen 
Struktur haben“ (Jarass, in: Jarass/Pieroth [Fn. 3], Art. 9 
Rn. 9). Die Vereinigungsfreiheit schützt die innere Vereins-
betätigung, Außenkontakte nur soweit dies für die Existenz 
und die innere Betätigungsfreiheit erforderlich ist (etwa Mit-
gliederwerbung, Außendarstellung, Höfling, in: Sachs [Fn. 18], 
Art. 9 Rn. 19). Im Übrigen vermittelt Art. 9 GG keinen wei-
tergehenden Schutz als die Einzelgrundrechte (Höfling, in: 
Sachs [Fn. 18], Art. 9 Rn. 20). Hier geht es um Versamm-
lungstätigkeit und Meinungsäußerungen, die jedem Mitglied 
auch selbst in gleicher Weise offen stehen. Es fehlt damit an 
einem besonderen Vereinigungsbezug. Der Schutzbereich ist 
nicht eröffnet. Andere Ansicht vertretbar. 

4. Prüfungsumfang 

Die Grundrechtsverletzungen müssten schließlich auch in den 
Prüfungsumfang des Bundesverfassungsgerichts bei Urteils-
verfassungsbeschwerden fallen. Das Bundesverfassungsgericht 
ist keine Superrevisionsinstanz. Die „Feststellung und Wür-
digung des Tatbestandes, die Auslegung des einfachen 
Rechts und seine Anwendung auf den einzelnen Fall sind 
allein Sache der dafür allgemein zuständigen Gerichte und 
der Nachprüfung durch das Bundesverfassungsgericht entzo-
gen“.61 Soweit das Fachgericht nicht die Willkürgrenze über-
schreitet und eine schlechthin (objektiv) unhaltbare Entschei-
dung trifft, ist die Kontrolle des Bundesverfassungsgerichts 
auf die Verletzung spezifischer Verletzungen von Grundrech-
ten beschränkt.62 Das Bundesverfassungsgericht prüft dann, 
ob die belastende Gerichtsentscheidung (das heißt Auslegung 
und Anwendung) „auf einer grundsätzlich unrichtigen An-
schauung von der Bedeutung eines Grundrechts beruht, ins-
besondere vom Umfang seines Schutzbereichs“63, aber auch 
die spezifischen Rechtfertigungsanforderungen, ob das Grund-
recht entweder in seiner Tragweite nicht erkannt oder ver-
kannt und im Ergebnis außer Acht gelassen oder ob es feh-
lerhaft angewendet wird und die Auslegung im Ergebnis zu 
einer unverhältnismäßigen Beschränkung grundrechtlicher 
Freiheit führt. 

Hier ist zwar nicht genau bekannt, wie sich die Zivilge-
richte zu den Grundrechten positioniert haben. Angesichts 
des Vortrags der HPL-AG, sie sei gar nicht an die Grundrech-
te gebunden, kommt in Betracht, dass die Entscheidungen der 
Zivilgerichte auf dieser unrichtigen Annahme beruhen. Je-
denfalls werden die Entscheidungen im Ergebnis den oben 
genannten Wertungen der Grundrechte offensichtlich nicht 
gerecht. Mithin haben die Versammlungs- und die Meinungs-
freiheit nicht ausreichend Berücksichtigung gefunden. Die 
Grundrechtsverletzungen liegen damit auch innerhalb des 
Prüfungsumfangs des Bundesverfassungsgerichts. 
 
5. Ergebnis 

Die Verfassungsbeschwerde ist begründet. 
 
III. Zusammenfassung 

Die Verfassungsbeschwerde hat Aussicht auf Erfolg. 
 
Lösung Aufgabe 2 

Die Gruppe „Rette alle Felle – Color“ (RaF-C) könnte in 
ihrem Grundrecht auf Versammlungsfreiheit aus Art. 8 
Abs. 1 GG verletzt sein. Dies ist der Fall, wenn ein nicht 
gerechtfertigter Eingriff in den Schutzbereich vorliegt. 
 
I. Schutzbereich 

Ebenso wie die RaF unterfällt auch die RaF-C dem persönli-
chen Schutzbereich der Versammlungsfreiheit. Auch bei der 
Aktion der RaF-C handelt es sich um eine Zusammenkunft 
zur gemeinsamen (kommunikativen) Zweckverfolgung, so-

                                                 
61 BVerfGE 18, 85 (92). 
62 Vgl. BVerfGE 18, 85 (92 f.); 81, 242 (253). 
63 BVerfGE 18, 85 (93). 
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dass auch der sachliche Schutzbereich eröffnet scheint. Je-
doch sieht Art. 8 GG einen Schutz nur für friedliche Ver-
sammlungen vor. Friedlich ist eine Versammlung, die keinen 
gewalttätigen oder aufrührerischen Verlauf nimmt.64 Umge-
kehrt sind Versammlungen unfriedlich, „wenn Handlungen 
von einiger Gefährlichkeit wie etwa aggressive Ausschrei-
tungen gegen Personen oder Sachen oder sonstige Gewalttä-
tigkeiten stattfinden, nicht schon, wenn es zu Behinderungen 
Dritter kommt“.65 

Ob die vorliegende Zusammenkunft friedlich ist, ist in 
Zweifel zu ziehen. Zwar führt nicht schon jeder Rechtsver-
stoß (auch nicht jeder strafrechtlich sanktionierte Verstoß) 
zur Unfriedlichkeit,66 allerdings hat die Aktion der RaF-C 
erhebliche Gesundheitsschädigungen bei Z (Trommelfellriss) 
hervorgerufen. Insofern handelt es sich um erhebliche ag-
gressive Ausschreitungen. Daran ändert auch nichts, dass die 
Aktivisten „nur“ mit Farbbeuteln werfen, denn nach den 
Angaben im Sachverhalt sind diese regelmäßig dazu geeig-
net, erhebliche Verletzungen hervorzurufen. Die Grenze der 
Unfriedlichkeit ist damit überschritten. 

Allerdings sind die Verletzungen vorliegend auf die Z be-
schränkt geblieben. Es könnten sich daher Zweifel hinsicht-
lich der Unfriedlichkeit der ganzen Versammlung ergeben. 
Unfriedlichkeit liegt nämlich nicht schon dann vor, wenn 
einzelne Teilnehmer für sich genommen unfriedlich handeln 
– in diesen Fällen schließt das Verhalten Einzelner nicht den 
Schutz der Versammlungsfreiheit für alle übrigen (friedli-
chen) Teilnehmer aus.67 Es ist zunächst nur gegen die einzel-
nen Störer vorzugehen.68 Vorliegend gehen die Angriffe al-
lerdings nach den Angaben im Sachverhalt von „sämtlichen 
Aktivisten“ aus, so dass hier die Versammlung im Ganzen als 
unfriedlich zu betrachten ist. 

Das Verhalten der RaF-C fällt nicht in den Schutzbereich 
der Versammlungsfreiheit. 
 
II. Ergebnis 

Es liegt keine Verletzung in Art. 8 Abs. 1 GG vor. 

                                                 
64 Jarass, in: Jarass/Pieroth (Fn. 3), Art. 8 Rn. 8. 
65 BVerfGE 104, 92 (106); Jarass, in: Jarass/Pieroth (Fn. 3), 
Art. 8 Rn. 8. 
66 Jarass, in: Jarass/Pieroth (Fn. 3), Art. 8 Rn. 8. 
67 Jarass, in: Jarass/Pieroth (Fn. 3), Art. 8 Rn. 10; BVerfGE 
69, 315 (361); BVerfG NVwZ 2011, 422, Ls. 2. 
68 Jarass, in: Jarass/Pieroth (Fn. 3), Art. 8 Rn. 10. 


